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A
ngela Merkel ist oft für den Satz
belächelt worden. Zu Beginn
ihrer damaligen Amtszeit hatte
sie gesagt, dass sie schon als
Frauen- und Jugendministerin

viel darüber gelernt habe, wie man Umwelt-
politik mache. „Das hat keiner verstanden“,
sagte sie am Montag bei einer Preisverleihung
für Klaus Töpfer. „Gemeint war, dass man Wi-
derstände überwinden muss. Und das
stimmte sowohl für die Frauenpolitik als auch
für die Umweltpolitik.“ Die großen Wider-
stände in der Klimapolitik haben ihr politi-
sches Leben geprägt. Manchmal hat sie sich
vielleicht zu sehr am Machbaren orientiert
oder die Interessen der Automobilindustrie
im Blick gehabt. Schon 2007 konnte sie wis-
sen, dass die 2020-Ziele nicht erreicht werden
würden. Doch nach den Energiewendebe-
schlüssen 2011 besserte sie zu wenig nach, als
Atom- mit mehr Kohlestrom kompensiert
wurde. Und Ziele wie ein dicker Steuerbonus
für energetische Gebäudesanierungen oder
eine Bemessung der Kfz-Steuer nach dem
Kohlendioxidausstoß wurden zu Dauerbren-
nern in der Debatte – aber nicht Realität. Die
geplanten eine Million Elektroautos wird es
bis 2020 nicht geben, stattdessen werden in
diesem Jahr erstmals mehr als eine Million
SUV neu zugelassen. Klaus Töpfer übrigens
hat Merkel frühzeitig gewarnt, dass das En-
gagement nicht ausreichend sei.

28. MÄRZ 1995: AUFBRUCH IN BERLIN

Drei Jahre nach der UN-Umweltkonferenz in
Rio de Janeiro will eine 40 Jahre alte deutsche
Umweltministerin, die bis dahin kaum je-
mand kennt, für einen Aufbruch sorgen. An-
gela Merkel ist vier Monate im Amt, da ist sie
Gastgeberin des ersten Gipfels der Unter-
zeichner der UN-Klimarahmenkonvention.
Am Internationalen Congress Centrum
rauscht der Autoverkehr auf der Berliner
Stadtautobahn vorbei, mit einem beständi-
gen Kohlendioxidausstoß. Angela Merkel be-
grüßt rund 1000 Delegierte aus 130 Staaten
mit den Worten: „Wir sitzen alle in einem
Boot.“ Die Industrieländer müssten als Erste
beweisen, „dass wir unserer Verantwortung
zum Schutz des globalen Klimas nachkom-
men. Nur wenn wir dies durch eigenes Voran-
gehen belegen, können wir von anderen Staa-
ten Handeln für den Klimaschutz einfordern.“
Dieser Satz ist bis heute aktuell. Die promo-
vierte Physikerin Merkel verhandelt unermüd-
lich. Nach zwei Wochen steht das „Berliner
Mandat“. Es wird eine Grundlage für das zwei
Jahre später von Merkel mitbeschlossene Ky-
oto-Protokoll, den ersten Klimavertrag mit
Treibhausgasreduktionsverpflichtungen.

Die Konferenz in Berlin wird Merkels Durch-
bruch auf der großen Bühne. Und in der eu-
phorischen Stimmung formuliert Bundes-
kanzler Helmut Kohl das erste deutsche Kli-
maziel: Man werde den Kohlendioxidausstoß
bis 2005 im Vergleich zu 1990 um 25 Prozent
senken. Selbst Experten sind verdutzt, abge-
sprochen war das Ziel nicht. Und es wird nicht
erreicht. Erst 2010 ist man bei minus 25 Pro-
zent – ein großer Teil wird durch den Zusam-
menbruch der DDR-Industrie erreicht.

16. AUGUST 2007: MÄCHTIGE BILDER

Es ist ein prägendes Bild ihrer Kanzlerschaft:
Angela Merkel im roten Anorak vor schmel-
zenden Gletschern. Es wird auch zum Fluch,
wie später die Selfies mit Geflüchteten. Kaum
eine Geschichte über die „Klimakanzlerin a.
D.“ kommt ohne das Bild aus der grönländi-
schen 4900-Einwohner-Stadt Ilulissat aus.
Nichts verdeutlicht ihren Anspruch mehr.
Merkel und ihr Umweltminister Sigmar Gab-
riel sind sozusagen an die Front der Klima-
krise gereist. Hier ist die Erderwärmung stark
sichtbar. Deutschland hat die G-8-Präsident-
schaft inne, und Merkel will als Klima-
schutz-Vorreiterin andere Staaten zu mehr
Engagement bewegen. Die Grünen wettern
gegen Merkels Klima-Show. „Wir müssen
wichtige politische Prozesse sichtbar ma-
chen“, sagt Merkel.

Die Reise ist die Ouvertüre für die Kabinetts-
klausur Ende August 2007 in Schloss Mese-
berg. 40 Prozent weniger Treibhausgase bis
2020, lautet nun das Ziel. Dazu werden Eck-
punkte eines Integrierten Energie- und Kli-
maprogramms mit knapp 30 Maßnahmen ver-
abredet und am 5. Dezember im Kabinett be-
schlossen. „Eines der wichtigsten Gesetzes-
vorhaben seit der Wiedervereinigung“ nennt
es die Regierung. Die Klimapolitik sei für An-
gela Merkel, „was für Willy Brandt die Ent-
spannungspolitik oder die deutsche Einheit
für Helmut Kohl“ war, schreibt die „Welt“.
Doch schnell dreht sich der Wind.

Eine der Maßnahmen, um im Verkehr vom
hohen CO₂-Ausstoß herunterzukommen, soll
eine Umstellung der Kfz-Steuer sein. Vor al-
lem einige CDU-Ministerpräsidenten torpe-
dieren das. Der Ölpreis ist hoch. Zudem droht
eine soziale Schieflage, wenn gerade Besitzer
älterer Autos, die keinen neuen Wagen kau-
fen können, besonders viel zahlen müssten.
Schon damals ist von einer CO₂-Besteuerung
die Rede, doch zu schmerzhafte Einschnitte

sollen vermieden werden. Das Gesetzespaket
wird ohne diese Punkte verabschiedet. Fach-
leute sagen, bis 2020 könnten höchstens 35
Prozent weniger an Emissionen erreicht wer-
den. Merkels Handeln zu Hause und ihr Mah-
nen auf globaler Bühne klaffen auseinander.

11. MÄRZ 2011: NACH FUKUSHIMA

Die Bilder aus dem japanischen Fukushima,
der größte anzunehmende Unfall in der Atom-
anlage nach einem Tsunami, erschüttern die
Physikerin. „Deutschland kann nicht einfach
zur Tagesordnung übergehen“, sagt sie. Es
wird eine Sicherheitsüberprüfung aller 17
deutschen Atomkraftwerke angeordnet, die
sieben ältesten und Krümmel in Schles-
wig-Holstein müssen vom Netz – und werden
später stillgelegt. Eine Ethikkommission wird
eingesetzt, unter Leitung von Klaus Töpfer
und dem damaligen Leiter der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, Matthias Kleiner. Es
kommt zum Beschluss für einen vollständi-
gen Atomausstieg bis 2022.

Die Kommission formuliert einen entschei-
denden Zielkonflikt: „Die Wirtschaftlichkeit
der Strompreise, der Klimaschutz, die sozial
gerechte Verteilung von Lasten und Chancen
und der Umstieg auf erneuerbare Energien
addieren sich nicht automatisch zu einem Op-
timum.“ Erst hatte Merkel die Laufzeiten mit
der FDP verlängert, nun wird alles stärker zu-
rückgedreht als im Atomkonsens der frühe-
ren rot-grünen Regierung geplant. Milliarden-
schwere Entschädigungen an Konzerne sind
die Folge. Danach boomt die Solarenergie,
verstärkt wird auch die Windkraft ausgebaut.
Der Strompreis steigt – es gibt Akzeptanzpro-
bleme. Um noch genug Grundlast, also eine
Sicherung der Versorgung bei wenig Wind und
Sonne zu haben, gibt es mehr Braun- und
Steinkohlestrom – schlecht für die Klimabi-
lanz. Die Energiewende ist keine Klimawende.

Experten warnen immer wieder, dass des-
halb – und wegen mangelnder Anstrengun-
gen im Agrar-, Gebäude- und Verkehrsbereich
– das 2020-Ziel nicht zu schaffen sein wird.
Töpfer fordert frühzeitig ein Klimaschutzge-

setz, mit dem zwingend nachgesteuert wer-
den müsse, wenn ein Verfehlen der Ziele ab-
sehbar sei. Doch die Union stemmt sich gegen
zu viel Verbindlichkeit – so wie auch interna-
tional das meiste auf freiwilligen Zusagen ba-
siert. Es ist das Kerndilemma des Klimaschut-
zes. Merkel tritt jedes Jahr auf dem Petersber-
ger Klimadialog auf, um für mehr Anstren-
gungen weltweit zu werben. Doch daheim
läuft es nicht vorbildhaft. Im Mai 2012 wirft
sie einen engagierten Mitstreiter raus: Bun-
desumweltminister Norbert Röttgen (CDU).
Er hatte beim UN-Klimagipfel im südafrika-
nischen Durban fast 36 Stunden am Stück für
einen Durchbruch verhandelt – einen Welt-
klimavertrag, der schließlich in Paris be-
schlossen wurde. Und er trieb die Energie-
wende voran. Doch nach seinem Scheitern als
CDU-Spitzenkandidat bei der Wahl in Nord-
rhein-Westfalen war seine Zeit vorbei.

Über die folgenden Jahre, in denen auch die
SPD als Koalitionspartner ab 2013 nicht als Kli-
maschutztreiber auffiel, da sie die Interessen
der Kohlekumpel und von VW im Blick hatte,

sagt Röttgen rückblickend: „Wir haben die ta-
gespolitische Opportunität und Bequemlich-
keit höher gewichtet. Wir haben die Kraft
nicht aufgebracht, an einem Thema dranzu-
bleiben, das keine Konjunktur hatte, obwohl
es existenziell blieb.“ Diese Kurzfristorientie-
rung habe natürlich Langfristkosten.

21. MAI 2013: DER AUTO-AUFSTAND

Ein Brief des Präsidenten des Verbands der
Autoindustrie (VDA), Matthias Wissmann, an
die „Liebe Angela“ wird publik. Die deutsche
Autoindustrie dürfe nicht über willkürliche
Grenzwerte „kaputtreguliert“ werden. Er bit-
tet Merkel, bei den Brüsseler Beratungen über
die Klimaschutzziele 2020 für Neuwagen die
Regulierung „in eine ökologische und ökono-
mische Balance“ zu bringen. Eigentlich soll
der Grenzwert für den CO₂-Ausstoß von 2015
bis 2020 von 130 Gramm je Kilometer im
Schnitt auf 95 Gramm sinken. Umstritten sind
vor allem Bonusmodelle, mit denen Herstel-
ler die Grenzwerte ihrer Flotte aufweichen
können. Auf Druck der deutschen Regierung
wird das Thema aufgeschoben. Ab 2021 gel-
ten nun EU-weit die 95 Gramm – es geht Zeit
verloren, um auch auf deutschen Straßen we-
niger auszustoßen. Merkels Verhältnis zur
Autoindustrie ist ein komplizierter Punkt. Sie
ist Rückgrat der Wirtschaft, stellt Hundert-
tausende Jobs. Ein Einschnitt ist der VW-Die-
selskandal im September 2015. Nach und nach
erfasst er auch die anderen Branchengrößen.
Viele Bürger sind erbost, auch über die Poli-
tik, die sie bei Nachrüstungen oder Entschä-
digungen im Stich lässt. Im Schlechten das
Gute: Wo Merkel zauderte, werden die Unter-
nehmen von internationalen Innovationen ge-
zwungen, rascher umzusteuern. Die höchste
Zuwachsquote bei Neuzulassungen hat in
Deutschland der E-Auto-Pionier Tesla.

12. MÄRZ 2018: NEUE DYNAMIK

Merkel unterzeichnet mit Olaf Scholz und
Horst Seehofer den Koalitionsvertrag für ihre
dritte Große Koalition. Im Klimakapitel heißt
es, man werde Ergänzungen vornehmen, „um
die Handlungslücke zur Erreichung des Kli-
maziels 2020 so schnell wie möglich zu schlie-
ßen“. Bis Ende 2018 solle ein Aktionspro-
gramm erarbeitet sein. Doch dieses Pro-
gramm kommt erst jetzt, zudem ist ein Koh-
leausstieg bis 2038 geplant. Vor allem die Fri-
days-for-Future-Bewegung, inspiriert von der
Schwedin Greta Thunberg, hat mit ihren Kli-
mastreiks die Regierung zu neuer Dynamik
auf diesem Feld angetrieben. Es gibt – zumin-
dest in Deutschland – ein neues Momentum.
So wie die Finanzkrise und die Flüchtlings-
krise absehbar waren, die Politik dann aber in
der Vehemenz überraschten, ist es auch ir-
gendwie bei dem Klimathema. Es ist 24 Jahre
nach ihrem Erscheinen auf diesem schwieri-
gen Spielfeld auch Merkels persönliches End-
spiel um ihren Ruf als Klimakanzlerin.

16. SEPTEMBER 2019: DIE ZUKUNFT

Die Woche, an deren Ende im Klimakabinett
für Angela Merkel die wichtigsten Entschei-
dungen seit Langem anstehen, hat die Kanz-
lerin mit der Laudatio auf Töpfer, einen Visio-
när der deutschen Umweltpolitik, begonnen
– ein Ansporn. „Ich glaube, du hast dich oft
ein wenig als ein Rufer in der Wüste gefühlt“,
sagt sie zu Klaus Töpfer, „wenn ich zum Bei-
spiel an den ersten Nationalen Klimaschutz-
bericht der Bundesregierung denke, der 1993
vorgestellt wurde.“ Schon damals habe sich
Töpfer zu ehrgeizigen Zielen zur Reduzierung
von CO₂-Emissionen bekannt. „Er war eben
seiner Zeit oft voraus, weil er die wirtschaft-
liche Entwicklung und den Schutz natürlicher
Lebensgrundlagen stets konsequent zusam-
mengedacht hat“, sagt Merkel und folgert da-
raus, dass alle mehr an die nächsten Genera-
tionen denken müssten. Dieses Denken sei zu
verinnerlichen „und im Sinne der Bewahrung
der Schöpfung zu verstehen“. Heute das Mor-
gen denken. Merkel sagt: „Wir müssen um-
denken. Wir müssen Neues machen.“

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und der damalige Bundesumweltminister Sigmar Gabriel (SPD) im August 2007 vor dem Eqi-Gletscher
bei Ilulissat in Grönland. FOTO: MICHAEL KAPPELER
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Z iel der Bundesregierung ist es, den
Treibhausgas-Ausstoß Deutschlands
bis 2030 um 55 Prozent im Vergleich zu

1990 zu senken – von aktuell rund 866 Millio-
nen auf 563 Millionen Tonnen jährlich. Der-
zeit reißt Deutschland eigene und auf EU-
Ebene verpflichtende Ziele, es drohen hohe
Strafzahlungen. Im Entwurf heißt es, es solle
„Investitionen in klimafördernde Maßnah-
men in dreistelliger Milliardenhöhe“ bis 2030
geben. Bis 2023 dürften sich nach Einschät-
zung aus Regierungskreisen die Ausgaben auf
40 Milliarden Euro oder mehr belaufen.

Wie viele Treibhausgase die geplanten Maß-
nahmen einsparen, ist teils zwischen den Mi-
nisterien noch umstritten. Dass damit in der
Summe nicht die Klimaschutzziele erreicht
werden, ist schon länger klar – die Lücke soll
ein CO₂-Preis schließen, der fossile Brenn-
stoffe teurer macht, um klimafreundlichen
Technologien einen Schub zu geben. Ob das

über eine Steuer gemacht wird oder über
einen Handel mit Verschmutzungszertifika-
ten, sollten die Koalitionsspitzen in der Nacht
klären. Zudem soll festgelegt werden, bei wel-
chem Preis pro Tonne CO₂ es losgeht. Teil der
Einigung sollte außerdem sein, ob und wie zur
Entlastung der Bürger zum Beispiel Strom
günstiger werden soll oder die Pendlerpau-
schale steigt, um Berufspendler zu entlasten.

Im Verkehrsbereich hat sich bei den Treib-
hausgas-Emissionen seit 1990 fast nichts ge-
tan – was effizientere Motoren einsparten,
fraß der Zuwachs beim Verkehr wieder auf.
Die Reduktion von Treibhausgasen im Ver-
kehr werde „an die Grenzen der absehbaren
technischen Machbarkeit und der gesell-
schaftlichen Akzeptanz gehen“, heißt es im
Entwurf. Neben einer Quote für E-Autos soll
die Dienstwagensteuer für Elektrofahrzeuge
weiter gesenkt werden, um der schwachen
Nachfrage nach E-Autos einen Schub zu ge-

ben. Die Errichtung von einer Million öffent-
licher Ladepunkte bis 2030 soll den Menschen
die Sorge nehmen, die Batterien ihrer Autos
nicht voll zu bekommen. Weiter soll dem Ent-
wurf zufolge die Kaufprämie für Elektrofahr-
zeuge erhöht werden – vor allem für kleinere
Fahrzeuge, die bis zu 30000 Euro kosten. Für
günstigere, rein batterieelektrische Autos soll
der Staat von 2021 bis 2022 statt wie bisher
2000 Euro dann 4000 Euro zuschießen, dazu
kommt der Hersteller-Nachlass von 2000
Euro. 2022 bis 2024 sollen es 1000 Euro weni-
ger sein. Wie es ab 2025 weitergeht, bleibt of-
fen – jedenfalls im Entwurf.

Ein zweiter Schwerpunkt ist der Gebäude-
bereich. Um beim Heizen Treibhausgase zu
sparen, sollen klimafreundliche Sanierungen
– wie neue Fenster, Isolierungen oder neue
Heizungen – insgesamt besser gefördert wer-
den, etwa über Zuschüsse und über Steuer-Ra-
batte.

CO₂-Ausstoß soll um 55 Prozent gesenkt werden
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Wendemanöver der Klimakanzlerin

Klaus Töpfer hat schon früh gemahnt, dass das
Engagement der Bundesregierung nicht aus-
reiche. FOTO: VENNENBERND/DPA


